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Seit 1.3.2022 unterliegen Einkünfte aus Geschäften mit Krypto- 
währungen wie Bitcoin, Ethereum oder Solana – so wie alle 
anderen Einkünfte aus Kapitalvermögen auch – dem beson-
deren Steuersatz von 27,5%. Um die Abfuhr der Steuer zu 
gewährleisten, sind Krypto-Plattformen bzw. -börsen im 
Inland verpflichtet, die 27,5%ige Steuer auf Kryptoeinkünfte 
in Form der Kapitalertragsteuer (KESt) einzubehalten und für 
die Anlegerin bzw. den Anleger an das Finanzamt abzufüh-
ren. Gewinne aus dem Verkauf von bis zum 28.2.2021 ange-
schafften Kryptowährungen bleiben, bei einer Behaltedauer 
von über einem Jahr, auch weiterhin steuerfrei („Krypto-Alt-
vermögen“).

Anleger, die Kryptowährungen bei ausländischen Anbietern 
halten bzw. auf ausländischen Kryptobörsen oder Plattfor-
men handeln, sind hingegen selbst verpflichtet, ihre Ein-
künfte aus Kryptowährungen in ihre persönliche Steuererklä-
rung aufzunehmen, da auch diese Einkünfte in Österreich der 
Steuerpflicht unterliegen, jedoch die ausländischen Anbieter 
nicht zur Abfuhr der Kapitalertragsteuer in Österreich ver-
pflichtet sind. Dementsprechend hat der Anleger hier selbst 
für die ordnungsgemäße Versteuerung seiner Einkünfte zu 
sorgen. 

Meldepflicht für Kryptobörsen

Mit 1.1.2026 ist als Teil des Betrugsbekämpfungsgesetzes 
2025 das Krypto-Meldepflichtgesetz (Krypto-MPfG) in Kraft 
getreten. Dieses Gesetz verpflichtet sämtliche Anbieter von 
Kryptodienstleistungen den Namen, die Adresse, die Steuer- 
nummer, das Geburtsdatum und den Geburtsort sowie die 
relevanten Kryptotransaktionen ihrer Kunden an die zustän-
dige Finanzverwaltung zu melden, wodurch auch die öster-
reichische Finanzverwaltung erstmalig Kenntnis über auslän-
disches Kryptovermögen in Österreich ansässiger Personen 
erlangt. Für in Österreich tätige Plattformen greift die Melde-
pflicht erstmals bis 31.7.2027 für das Jahr 2026.

Empfehlung für die Praxis

Um finanzstrafrechtliche Konsequenzen, infolge einer Nicht- 
oder Falscherklärung von Kryptoeinkünften zu vermeiden, 
sollte unbedingt noch rechtzeitig eine Abstimmung mit unse-
rer Steuerberatungskanzlei vorgenommen werden, um gege-
benenfalls auch noch Altfälle im Rahmen einer Offenlegung 
vor Eintritt der Meldepflicht rechtzeitig straffrei sanieren zu 
können. 

Umfassende  
Verschärfungen im 
Finanzstrafgesetz

Nähere Informationen dazu  
finden Sie auf Seite 2

Kryptowährungen im Fokus der Finanzverwaltung
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Umfassende Verschärfungen im Finanzstrafgesetz
Mit Ende des Jahres 2025 wurde das 
Betrugsbekämpfungsgesetz 2025 im 
Nationalrat beschlossen, welches mit 
1.1.2026 in Kraft getreten ist. Ziel des 
Gesetzes ist es, den gewerbsmäßigen 
Abgabenbetrug weiter einzuschrän-
ken und Maßnahmen gegen Steuerver-
meidungspraktiken zu setzen. Beson-
ders im Bereich des Finanzstrafgesetzes 
(FinStrG) kam es dadurch zu umfassen-
den Änderungen.

Neue Grenzwerte beim Verkürzungs-
zuschlag (§ 30a FinStrG)

Wird im Rahmen einer Abgabenprüfung 
festgestellt, dass eine Abgabe verkürzt 
oder nicht ordnungsgemäß entrichtet 
wurde, können durch die Entrichtung 
eines Verkürzungszuschlags finanz-
strafrechtliche Konsequenzen vermie-
den werden. Der Verkürzungszuschlag 
knüpft dabei daran, dass nachfolgende 
Voraussetzungen erfüllt sind:

 • Verdacht eines finanzstrafrechtlichen 
Vergehens,

 • Abgabennachforderung für einen  
Veranlagungszeitraum ≤ € 33.000,00

 • Abgabennachforderung in Summe  
≤ € 100.000,00

 • Antrag auf Entrichtung eines Ver- 
kürzungszuschlags,

 • Rechtsmittelverzicht in Bezug auf 
die Festsetzung des Verkürzungszu-
schlags,

 • Keine Selbstanzeige oder eröffnetes 
Finanzstrafverfahren hinsichtlich der 
betroffenen Abgaben,

 • Keine Bestrafung aus präventiven 
Gründen

Der Verkürzungszuschlag war bis dato 
nur auf Abgabennachforderungen von 
in Summe nicht mehr als € 33.000,00 
anwendbar. Im Rahmen des Betrugs-
bekämpfungsgesetzes 2025 wurde 
diese Summengrenze nunmehr auf 
€  100.000,00 angehoben. Der Verkür-
zungszuschlag beträgt 10 % der Summe 
der festgestellten Abgabennachforde-
rung. Übersteigt die Summe der Abga-
bennachforderungen nunmehr den 
Betrag von € 50.000,00, so ist der Ver-
kürzungszuschlag im Ausmaß von 15 % 
zu entrichten.

Damit Straffreiheit eintritt, ist eine frist-

gerechte und gänzliche Entrichtung der 
Nachforderung sowie des Verkürzungs-
zuschlages notwendig.

Erklärung überhöhter Verluste als Tatbe-
stand der Abgabenhinterziehung (§ 33 
FinStrG)

Bis dato lag eine Abgabenhinterzie-
hung nur dann vor, wer vorsätzlich unter 
Verletzung einer abgabenrechtlichen 
Anzeige-, Offenlegungs- oder Wahr-
heitspflicht eine Abgabenverkürzung 
bewirkte. Keine Abgabenhinterziehung 
lag bis dato jedoch vor, wer zu Unrecht 
überhöhte Verluste erklärte. Nunmehr 
macht sich der Abgabenhinterziehung 
oder -verkürzung auch schuldig, wer vor-
sätzlich oder grob fahrlässig zu Unrecht 
Verluste erklärt, die in zukünftigen Veran-
lagungszeiträumen steuermindernd gel-
tend gemacht werden können. Der Straf-
rahmen entspricht jenem der Abgaben-
hinterziehung bzw. der grob fahrlässi-
gen Abgabenverkürzung. Damit werden 
künftig auch erklärte Verluste im Zuge 
von Abgabenprüfungen verstärkt in den 
finanzstrafrechtlichen Fokus gelangen, 
da diese bei finanzstrafrechtlicher Rele-
vanz gleich geahndet werden wie effek-
tive Abgabenverkürzungen oder nicht 

erklärte Einkünfte. Die verschärfte Rege-
lung ist auf Steuererklärungen anzuwen-
den, welche am oder nach dem 1.1.2026 
eingereicht werden. 

Recht auf Akteneinsicht (§ 79 FinStrG)

Das Recht auf Akteneinsicht besteht für 
Beschuldigte sowohl im Abgaben- als 
auch im Finanzstrafverfahren. Bis dato 
hatte die Behörde dem Beschuldigten 
eine Akteneinsicht zu gestatten, wenn 
sie zur Geltendmachung oder Verteidi-
gung von finanzstrafrechtlichen oder 
abgabenrechtlichen Interessen oder 
zur Erfüllung solcher Pflichten erfor-
derlich ist. Basierend auf der Rechtspre-
chung des Bundesfinanzgerichts wurde 
nun die maßgebliche Bestimmung zur 
Akteneinsicht im Finanzstrafgesetz ent-
sprechend angepasst. Demnach hat die 
Finanzstrafbehörde dem Beschuldigten 
und den Nebenbeteiligten in jeder Lage 
des Verfahrens und auch nach dessen 
Abschluss die Einsichtnahme in den Akt 
zu gewähren. Dies gilt nunmehr unab-
hängig von finanzstrafrechtlichen oder 
abgabenrechtlichen relevanten Interes-
sen. Die Neuregelung gilt ab 1.1.2026 
für alle anhängigen und abgeschlosse-
nen Verfahren. 
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Wohnungsmieten – was muss ab 1.4.2026 beachtet 
werden?
Seit 1.1.2026 gelten in Österreich durch 
das Mieten-Wertsicherungsgesetz (Mie-
WeG) und das 5. Mietrechtliche Inflati-
onslinderungsgesetz (5. MILG) neue 
Regelungen für Mietverträge. Die wich-
tigsten Änderungen dazu finden Sie 
nachfolgend im Überblick.

Welche Mieten sind betroffen?

Die neuen Regelungen betreffen Woh-
nungen, für die das Mietrechtsgesetz 
(MRG) ganz oder teilweise gilt. Dazu 
zählen in der Regel Wohnungen in 
Mehrparteienhäusern. Die neuen Rege-
lungen gelten nicht für Geschäftsraum-
mieten oder nicht dem MRG unter-
liegende Räume. Nicht betroffen sind 
demnach Genossenschaftswohnun-
gen, ebenso wenig Ein- und Zweifami-
lienhäuser, die als Vollausnahmen vom 
Mietrechtsgesetz gelten und nach dem 
ABGB vermietet werden. Die Änderun-
gen gelten zudem nur für Mietverträge, 
in denen eine Wertsicherungsvereinba-
rung getroffen wurde.

Was muss hier bei Mieterhöhungen 
künftig beachtet werden?

Mieten betroffener Mietverträge, die 
dem MieWeG unterliegen und die an die 
Inflation gekoppelt sind (sogenannte 

Wertsicherungsklauseln / Indexmieten), 
dürfen nunmehr nur noch am 1. April 
eines Jahres angepasst werden. Miet-
zinsanpassungen sind der Höhe nach 
zudem nunmehr zweifach beschränkt: 
Zum einen mit der durchschnittlichen 
Erhöhung des Verbraucherpreisindex 
(VPI 2020) des vorigen Kalenderjahres 
und zum anderen wird jede Erhöhung, 
die größer als 3 % ist, nur zur Hälfte 
berücksichtigt.

Bei Wohnungsmietverträgen, die dem 
Vollanwendungsbereich des MRG unter-
liegen, darf der Mietzins per 1.4.2026 

nur noch um 1 % und per 1.4.2027 nur 
noch um 2 % angehoben werden.

Was ändert sich bei befristeten Miet-
verträgen

Bei Vermietungen durch Unterneh-
merinnen bzw. Unternehmer wird die 
gesetzliche Mindestbefristung von 3 auf 
5 Jahre verlängert. Dies gilt für Neuab-
schlüsse und Verlängerungen ab 2026. 
Private Kleinvermieter, die keine Unter-
nehmer iSd. Konsumentenschutzgeset-
zes sind, können weiterhin auf 3 Jahre 
befristet vermieten. 
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Mit 1.1.2026 ist in Österreich die neue 
Hitzeschutzverordnung in Kraft getre-
ten, deren Ziel es ist, Arbeitnehmerin-
nen bzw. Arbeitnehmer vor einer 
Gesundheitsgefährdung durch Hitze 
und UV-Strahlung zu schützen. Die 
Verordnung gilt für alle Tätigkeiten, 
wo Beschäftigte im Freien tätig sind 
und Hitze oder natürlicher UV-Strah-
lung besonders ausgesetzt sind. Dies 
gilt beispielsweise für das Bau- und 
Baunebengewerbe (z. B. Straßenbau, 
Dachdeckerei), die Landwirtschaft und 
den Garten-/Landschaftsbau, die Forst-
wirtschaft, die Abfallwirtschaft, Zustell- 
und Lieferdienste sowie für Festival-
Betreiber. Ab einer Hitzewarnung der  
GeoSphere Austria der Stufe 2 (> 30 
Grad Celsius) müssen Arbeitgeber 
nachfolgende verbindliche Schutzmaß-

nahmen umsetzen und einen Hitze-
schutzplan erstellen.

 • Maßnahmen zur Gefahrenver-
meidung, wie die Verlagerung der 
Arbeitszeit oder die Reduzierung der 
Arbeitsschwere,

 • Technische Maßnahmen wie z. B. die 
Beschattung der Arbeitsplätze oder die 
Anbietung von Duschgelegenheiten,

 • Organisatorische Maßnahmen wie 
z. B. Tätigkeitswechsel, Verlagerung 
der Tätigkeit in den Schatten, Akkli-
matisierung,

 • Persönliche Maßnahmen wie z. B. 
leichte Kleidung, Kopfschutz, 
Nackenschutz, Schutzkleidung,  

Sonnenbrille und Sonnenschutz-
creme (alles mit UV-Schutzfunk-
tion), kühlende Kleidung, Bereitstel-
lung von Getränken

 • Klimatisierung von Krankabinen 
sowie von Kabinen von allen fahren-
den Arbeitsmitteln (Kühlgerät),

 • Setzung von Notfallmaßnahmen für 
die Erste Hilfe bei Symptomen einer 
hitzebedingten Gesundheitsbeein-
trächtigung.

Alle betrieblichen Maßnahmen zum 
Schutz vor Hitze müssen in einem Hitze-
schutzplan schriftlich festgehalten wer-
den. Betroffene Arbeitnehmer sind ent-
sprechend darüber zu informieren und 
zu unterweisen. 

WAS MÜSSEN ARBEITGEBER IN BEZUG AUF DIE NEUE  
HITZESCHUTZVERORDNUNG BEACHTEN?
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Mit Ende des Jahres 2025 wurde das 
Betrugsbekämpfungsgesetz 2025 im 
Nationalrat beschlossen, welches mit 
1.1.2026 in Kraft getreten ist. Ziel des 
Gesetzes ist es, den gewerbsmäßigen 
Abgabenbetrug weiter einzuschrän-
ken und Maßnahmen gegen Steuerver-
meidungspraktiken zu setzen. Beson-
ders im Bereich des Finanzstrafgesetzes 
(FinStrG) kam es dadurch zu umfassen-
den Änderungen.

Neue Grenzwerte beim Verkürzungs-
zuschlag (§ 30a FinStrG)

Wird im Rahmen einer Abgabenprüfung 
festgestellt, dass eine Abgabe verkürzt 
oder nicht ordnungsgemäß entrichtet 
wurde, können durch die Entrichtung 
eines Verkürzungszuschlags finanz-
strafrechtliche Konsequenzen vermie-
den werden. Der Verkürzungszuschlag 
knüpft dabei daran, dass nachfolgende 
Voraussetzungen erfüllt sind:

 • Verdacht eines finanzstrafrechtlichen 
Vergehens,

 • Abgabennachforderung für einen  
Veranlagungszeitraum ≤ € 33.000,00

 • Abgabennachforderung in Summe  
≤ € 100.000,00

 • Antrag auf Entrichtung eines Ver- 
kürzungszuschlags,

 • Rechtsmittelverzicht in Bezug auf 
die Festsetzung des Verkürzungszu-
schlags,

 • Keine Selbstanzeige oder eröffnetes 
Finanzstrafverfahren hinsichtlich der 
betroffenen Abgaben,

 • Keine Bestrafung aus präventiven 
Gründen

Der Verkürzungszuschlag war bis dato 
nur auf Abgabennachforderungen von 
in Summe nicht mehr als € 33.000,00 
anwendbar. Im Rahmen des Betrugs-
bekämpfungsgesetzes 2025 wurde 
diese Summengrenze nunmehr auf 
€  100.000,00 angehoben. Der Verkür-
zungszuschlag beträgt 10 % der Summe 
der festgestellten Abgabennachforde-
rung. Übersteigt die Summe der Abga-
bennachforderungen nunmehr den 
Betrag von € 50.000,00, so ist der Ver-
kürzungszuschlag im Ausmaß von 15 % 
zu entrichten.

Damit Straffreiheit eintritt, ist eine frist-

gerechte und gänzliche Entrichtung der 
Nachforderung sowie des Verkürzungs-
zuschlages notwendig.

Erklärung überhöhter Verluste als Tatbe-
stand der Abgabenhinterziehung (§ 33 
FinStrG)

Bis dato lag eine Abgabenhinterzie-
hung nur dann vor, wer vorsätzlich unter 
Verletzung einer abgabenrechtlichen 
Anzeige-, Offenlegungs- oder Wahr-
heitspflicht eine Abgabenverkürzung 
bewirkte. Keine Abgabenhinterziehung 
lag bis dato jedoch vor, wer zu Unrecht 
überhöhte Verluste erklärte. Nunmehr 
macht sich der Abgabenhinterziehung 
oder -verkürzung auch schuldig, wer vor-
sätzlich oder grob fahrlässig zu Unrecht 
Verluste erklärt, die in zukünftigen Veran-
lagungszeiträumen steuermindernd gel-
tend gemacht werden können. Der Straf-
rahmen entspricht jenem der Abgaben-
hinterziehung bzw. der grob fahrlässi-
gen Abgabenverkürzung. Damit werden 
künftig auch erklärte Verluste im Zuge 
von Abgabenprüfungen verstärkt in den 
finanzstrafrechtlichen Fokus gelangen, 
da diese bei finanzstrafrechtlicher Rele-
vanz gleich geahndet werden wie effek-
tive Abgabenverkürzungen oder nicht 

erklärte Einkünfte. Die verschärfte Rege-
lung ist auf Steuererklärungen anzuwen-
den, welche am oder nach dem 1.1.2026 
eingereicht werden. 

Recht auf Akteneinsicht (§ 79 FinStrG)

Das Recht auf Akteneinsicht besteht für 
Beschuldigte sowohl im Abgaben- als 
auch im Finanzstrafverfahren. Bis dato 
hatte die Behörde dem Beschuldigten 
eine Akteneinsicht zu gestatten, wenn 
sie zur Geltendmachung oder Verteidi-
gung von finanzstrafrechtlichen oder 
abgabenrechtlichen Interessen oder 
zur Erfüllung solcher Pflichten erfor-
derlich ist. Basierend auf der Rechtspre-
chung des Bundesfinanzgerichts wurde 
nun die maßgebliche Bestimmung zur 
Akteneinsicht im Finanzstrafgesetz ent-
sprechend angepasst. Demnach hat die 
Finanzstrafbehörde dem Beschuldigten 
und den Nebenbeteiligten in jeder Lage 
des Verfahrens und auch nach dessen 
Abschluss die Einsichtnahme in den Akt 
zu gewähren. Dies gilt nunmehr unab-
hängig von finanzstrafrechtlichen oder 
abgabenrechtlichen relevanten Interes-
sen. Die Neuregelung gilt ab 1.1.2026 
für alle anhängigen und abgeschlosse-
nen Verfahren. 
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Das Bundesministerium für Finanzen (BMF) warnt in 
einer aktuellen Information vor einer steigenden Anzahl 
von gefälschten E-Mail-Nachrichten, die im Namen des 
BMF an Bürgerinnen und Bürger sowie an Unternehme-
rinnen und Unternehmer versendet werden. Die betrü-
gerischen Nachrichten enthalten die Information, dass 
angeblich offene Zahlungen im Zusammenhang mit 
einem Bescheid zu begleichen sind. Bei der aktuellen 
Betrugsmasche drängen die Internetbetrüger direkt 
per E-Mail und einer gefälschten Zahlungserinnerung 
im Anhang auf eine Überweisung auf ausländische Kon-
ten. Das BMF warnt laufend vor solchen und ähnlichen 
Betrugsversuchen, welche über verschiedene Kommuni-
kationskanäle wie SMS, E-Mail, Messengerdienste, Tele-
fonanrufe und Social Media sowie über gefälschte Web-
seiten erfolgen.

WIE ERKENNE ICH EIN ECHTES SCHREIBEN DES 
FINANZAMTS?
Informationen des Bundesministeriums für Finanzen 
erfolgen grundsätzlich in Form von digital signierten 
Bescheiden und werden per Post oder in die Finanz- 
Online Databox zugestellt. Das BMF fordert Unterneh-
merinnen und Unternehmer niemals zur Übermittlung 
von persönlichen Daten wie Passwörtern, Kreditkarten-
daten oder Kontoinformationen auf. 

Detaillierte Warnmeldungen zu den aktuellen Betrugs-
maschen finden Sie auf der unabhängigen Informations-
plattform Watchlist Internet (https://www.watchlist-
internet.at/).

BMF WARNT VOR GEFÄLSCHTEN 
BESCHEIDEN UND ZAHLUNGS-
AUFFORDERUNGEN

Wichtige Klarstellungen 
zur Forschungsprämie

STEUERTERMINE  |  APRIL 2026

Unternehmen können für Aufwendungen im Bereich der For-
schung und der experimentellen Entwicklung eine Forschungs-
prämie in Höhe von 14 % der Forschungsaufwendungen bean-
spruchen. Prämienbegünstigt ist sowohl die eigenbetriebliche 
Forschung, als auch eine in Auftrag gegebene Forschung. Mit 
Ende des Jahres 2025 wurde die Forschungsprämienverord-
nung (FoPV) umfassend überarbeitet und klargestellt, dass 
entgegen der Rechtsmeinung des Verwaltungsgerichtshofs 
(VwGH), weiterhin nur steuerlich anerkannte Aufwendungen 
in die Bemessungsgrundlage der Forschungsprämie einzube-
ziehen sind. Ebenfalls wurden Klarstellungen zur Berücksichti-
gung von F&E bezogenen unmittelbaren Investitionen getätigt.

Abzugsverbote im Rahmen der Forschungsprämie

Vor Jahresende 2025 hatte sich der Verwaltungsgerichtshof 
(VwGH) im Rahmen seines Erkenntnisses vom 30.9.2025,  
Ro 2024/13/0017 mit der Frage beschäftigt, ob Aufwen-
dungen, die unter ein steuerliches Abzugsverbot fallen (z. B. 
„Managergehälter“ über € 500.000,00) in die Bemessungs-
grundlage der Forschungsprämie mit einfließen. Dabei kam 
der VwGH zum Ergebnis, dass auch Aufwendungen, die unter 
ein steuerliches Abzugsverbot fallen, zur Bemessungsgrund-
lage der Forschungsprämie gehören. Die nunmehr überarbei-
teten Forschungsprämienverordnung hält diesbezüglich fest, 
dass für die Forschungsprämie nur die in den der FoPV ange-
führten Aufwendungen begünstigt sind, jedoch auch nur dann, 
wenn diese Aufwendungen keinem steuerlichen Abzugsver-
bot unterliegen. Somit ist klargestellt, dass nur steuerrecht-
lich anerkannte Betriebsausgaben die Bemessungsgrundlage 
der Forschungsprämie bilden können.

Unmittelbare Investitionen in aktivierungspflichtige Wirt-
schaftsgüter

Die Neufassung der Forschungsprämienverordnung enthält 
weiters auch eine Klarstellung für unmittelbare Investitionen 
in aktivierungspflichtige Wirtschaftsgüter. Demnach kön-
nen unmittelbare Investitionen in aktivierungspflichtige Wirt-
schaftsgüter im Rahmen der Forschungsprämie wahlweise 
in Höhe der Gesamtaufwendungen oder in Höhe der auf das 
Wirtschaftsjahr entfallenden Absetzung für Abnutzung (AfA) 
berücksichtigt werden. 
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Fälligkeitsdatum 15. April 2026

USt, NoVA, WerbeAbg  für Februar

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für März

Monat Jahres- 
inflation %

VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Februar 2026 2,2 130,0 140,6

Jänner 2026 2,0 129,0 139,5

Ø 2025 3,6 128,2 138,7
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